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Entwurf eines Gesetzes zur Schaffung von Transparen z politischer 
Weisungen gegenüber Staatsanwälten 
 
Antrag der Fraktionen von PIRATEN und CDU – Drucksache 18/1660 
 
Zu Ihrer E-Mail vom 10.04.2014 – hier eingegangen am 25.04.2014 
 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
zu dem oben bezeichneten Gesetzentwurf der Fraktionen der PIRATEN und 
der CDU 
 

"In das Ausführungsgesetz zum Gerichtsverfassungsgesetz vom 
24. April 1878 in der Fassung der Bekanntmachung vom 
31.12.1971, zuletzt geändert durch Verordnung vom 04.04.2013, 
wird vor § 66 der folgende § 65 eingefügt:  
 
§ 65  
Beabsichtigt das zuständige Ministerium nach § 147 Nr. 2 
Gerichtsverfassungsgesetzes  Anordnungen zur Sachbehandlung 
in einzelnen Ermittlungs- und Strafverfahren zu erteilen, so setzt es 
unverzüglich den Landtag hiervon in Kenntnis. Anordnungen im 
Sinne von Satz 1 sind schriftlich zu dokumentieren."  
 

nehme ich wie folgt Stellung: 
 

1. Politische Weisungen kommen in vielfältiger Form, regelmäßig eben 
gerade nicht als "Anordnungen zur Sachbehandlung in einzelnen 
Ermittlungs- und Strafverfahren" daher. Die Beschränkung auf 
"Anordnung" wird § 65 ins Leere laufen lassen ...  
 

2. Der Versuch der politischen Steuerung über das Weisungsrecht läuft 
viel differenzierter, z. B. über das sogenannte Berichtswesen. 
Aufforderungen in einer bestimmten Sache zu berichten, kommen 
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nicht wertneutral bei den Staatsanwaltschaften an, sondern sind 
oftmals einzuordnen in bestimmte äußere Zusammenhänge, 
politische Konfliktsituationen etc. Sie indizieren damit oftmals bereits 
eine absichtsvolle Aufforderung. Oftmals werden diese 
Berichtsaufforderungen verknüpft mit der "Bitte zu prüfen", "der 
Stellungnahme zu folgendem Problem" oder aber die 
Staatsanwaltschaft wird einfach nur mit einer Vielzahl von 
Berichtsaufträgen überzogen, die dann insgesamt die Strafverfolgung 
in dem bestimmten Bereich erschweren*.  
 

3. Meine "sächsischen Erfahrungen*²"  besagen: Der neu eingefügte 
§ 65 würde, vorausgesetzt "Anordnungen" werden weiter und 
differenzierter gefasst, höchstens und schlussendlich dazu führen, 
dass der Staatsanwalt auch dazu berichten müsste, ob eine solche 
Anordnung etc. ergangen sei.  
 

Zusammengefasst geht es nicht um die Transparenz politischer Weisungen, 
sondern die Abschaffung sachfremder, politischer Weisungsabhängigkeit der 
Staatsanwaltschaften. 
 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
 
 
gez. 
Schär 
Oberstaatsanwalt 

                                                
* So ist meine Abteilung z. B. in einem einzigen Verfahrenskomplex in nur 10 Mona-
ten mit über 100 Berichts- und Aufträgen zur Stellungnahme überschüttet worden, 
die die Strafverfolgung zumindest sehr verzögerten.  
 
** Meine fast 25jährigen Erfahrungen sind deshalb keine echt sächsischen, weil es 
in Sachsen keine "sächsischen" leitenden Beamte (ab Ebene Leitender Oberstaats-
anwalt) gab und auch nach fast 25 Jahren Deutsche Einheit nicht gibt, so dass ich 
tatsächlich über Erfahrungen berichten kann, die aus den verschiedensten "Altbun-
desländern" herrühren.  
 




